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Museumstraße 7 
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E-Mail: team.s@bmj.gv.at  

 begutachtungsverfahren@parlament.gv.at  

 

Betreff: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem die Strafprozessordnung 1975 ge-

ändert wird (Strafprozessrechtsänderungsgesetz 2017); Stellungnahme des 

BMEIA 

 

 

Das Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres nimmt zu dem vom Bundesmi-

nisterium für Justiz übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem die Strafprozess-

ordnung 1975 geändert wird (Strafprozessrechtsänderungsgesetz 2017), wie folgt Stellung: 

In formeller Hinsicht: 

Gemäß Rz. 53 ff. des EU-Addendums zu den Legistischen Richtlinien 1990 sind bei erstmali-

ger Zitierung eines Unionsrechtsakts Titel der Norm und Fundstelle anzuführen, wobei hin-

gegen die Bezeichnung des erlassenden Organs und das Erlassungsdatum entfallen. Das ent-

sprechende Langzitat ist dabei in jedem Dokument bei erstmaliger Zitierung einmal auszu-

führen. 

Bei mehrmaliger Zitierung desselben Rechtsaktes ist gem. Rz. 56 f. des EU-Addendums nach 

der ausführlichen Zitierung nur mehr der allfällige Kurztitel (z.B. eIDAS-VO), in Ermangelung 

eines solchen die folgende Zitierweise zu verwenden: z.B. Richtlinie (EU) 2016/343. Ist für den 

Rechtsakt ein Kurztitel gebräuchlich, der nicht im Titel des Rechtsaktes selbst festgelegt wor-

den ist, so ist dieser im Anschluss an den vollständigen Titel in Klammer unter Voranstellung 

der Wortfolge „im Folgenden“ anzuführen.  
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Im Entwurf muss es daher lauten: 

Seite 5, zu § 516a Abs. 7: 

 „(7) 221 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzblattes BGBl. I Nr. xx/2017 dient der Um-

setzung der Richtlinie (EU) 2016/343 über die Stärkung bestimmter Aspekte der Un-

schuldsvermutung und des Rechts auf Anwesenheit in der Verhandlung im Strafverfahren, 

ABl. Nr. L 65 vom 11.03.2016 S. 1.“ 

Im Vorblatt muss es lauten: 

Seite 1, zu Ziele, Spiegelstrich 2: 

 „Kleinere Änderungen in verschiedenen Bereichen des Strafverfahrens zum weiteren Aus-

bau der Fairness und Effizienz des Strafverfahrens sowie zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 

2016/343 über die Stärkung bestimmter Aspekte der Unschuldsvermutung und des Rechts 

auf Anwesenheit in der Verhandlung im Strafverfahren (im Folgenden RL Unschuldsvermu-

tung), ABl. Nr. L 65 vom 11.03.2016 S. 1.“ 

Seite 3, zu Problemdefinition: 

 „Die RL Unschuldsvermutung ist bis zum 1.4.2018 in nationales Recht umzusetzen. […]“ 

Seite 3, zu Nullszenario und allfällige Alternativen: 

 „Die RL Unschuldsvermutung ist bis zum 1.4.2018 in nationales Recht umzusetzen (Art. 14 

Abs. 1 RL Unschuldsvermutung).“ 

Seite 5, zu Ziel 2:  

 „Ziel 2: Kleinere Änderungen in verschiedenen Bereichen des Strafverfahrens zum weiteren 

Ausbau der Fairness und Effizienz des Strafverfahrens sowie zur Umsetzung der RL Un-

schuldsvermutung.“ 
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In den Erläuterungen muss es lauten: 

Seite 1, zu I. Allgemeiner Teil: 

 „2.) Die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/343 über die Stärkung bestimmter Aspekte 

der Unschuldsvermutung und des Rechts auf Anwesenheit in der Verhandlung im Strafver-

fahren (im Folgenden RL Unschuldsvermutung), ABl. Nr. L 65 vom 11.03.2016 S. 1.“ 

Seite 16, zu Z 37: 

 „Artikel 8 Abs. 2 lit. a der RL Unschuldsvermutung verlangt für eine Verhandlung und Ur-

teilsfällung in Abwesenheit des Verdächtigen oder der beschuldigten Person eine rechtzei-

tige Unterrichtung über die Verhandlung und über die Folgen des Nichterscheinens.“ 

 

 

 

Wien, am 16. August 2017 

 

Für den Bundesminister: 

H. Tichy 
(elektronisch gefertigt) 
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